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Ein EU-Götti in Rom?
Beim Besuch von Bundesrat Cassis in Rom verspricht der italienische Aussenminister Antonio Tajani der Schweiz Unterstützung im Europa-Dossier

LUZI BERNET, ROM

Das Treffen war schon länger geplant,
aber es fand zu einem interessanten
Zeitpunkt statt. Gekommen war Ignazio
Cassis eigentlich, um zusammen mit sei-
nem italienischen Amtskollegen Antonio
Tajani am Donnerstag die siebte Ausgabe
des seit 2013 stattfindenden Dialogforums
zwischen der Schweiz und Italien zu eröff-
nen. Doch weil dieser Tage die Verhand-
lungen zwischen der Schweiz und der
EU in die möglicherweise entscheidende
Schlussphase gelangen,erhielt der Besuch
in Rom eine besondere Note. Nur wenige
Stunden zuvor hatte Cassis mit Maros Sef-
covic,demVizepräsidenten der EU-Kom-
mission, in Lohn bei Bern eine politische
Bilanz der laufenden Gespräche gezogen.
Als offene Punkte gelten die Frage einer
Schweizer Schutzklausel bei übermässi-
ger Einwanderung und die Höhe des Ko-
häsionsbeitrages, den die Schweiz künftig
an die EU überweisen soll.

Würde es dazu eine erste Bewertung
durch Italien geben, eines der wichtigs-
ten EU-Länder? Auf entsprechende
Journalistenfragen reagierte Tajani zu-
rückhaltend und ohne in die Details zu

gehen, aber ausgesprochen freundlich.
Italien werde «alles in seiner Macht Ste-
hende tun, um der EU und der Schweiz
zu einer möglichst raschen Einigung zu
verhelfen und das neue Jahr mit einem
unterzeichneten Abkommen zu fei-
ern», sagte Tajani, der nicht nur Aussen-
minister, sondern auch stellvertretender
Regierungschef Italiens ist. Wichtig sei
ein Ausgleich der Interessen. Ein Ab-
kommen müsse der Schweiz, aber auch
Italien und den anderen EU-Mitglied-
staaten etwas bringen.

Handlungsfähiger Nachbar

Wie viel die Aussagen Tajanis konkret
wert sind, wird sich weisen. Die italieni-
schen Regierungen, egal welcher Cou-
leur, bewegen sich in Sachen EU-Ver-
handlungen meist ziemlich orthodox
innerhalb der von Brüssel definierten
Leitplanken.Doch als früherer EU-Kom-
missar und Präsident des Europäischen
Parlaments kennt er die Dossiers und ist
mit dem Innenleben der Europäischen
Union bestens vertraut und gut vernetzt.
Ausserdem vertritt er derzeit das einzige
EU-Nachbarland der Schweiz, das über

eine nachhaltig handlungsfähige Regie-
rung verfügt. Frankreichs Exekutive
hängt an einem seidenen Faden,Deutsch-
land steht vor Neuwahlen, und in Öster-
reich ist die Regierungsbildung noch im
Gang.Paris,Berlin undWien sind weitge-
hend mit sich selbst beschäftigt. Und für
die anderen Schwergewichte in der EU,
etwa Polen, liegt die Schweiz ziemlich
weit weg. Einvernehmliche Beziehun-
gen zu Rom sind für die Schweiz derzeit
also von besonderer Bedeutung.

Die Schweiz hat in den letzten Jah-
ren einiges in Bewegung gesetzt, um mit
Italien wieder klarzukommen.Während
langer Jahre war das bilaterale Verhält-
nis ziemlich angespannt, und einige Dos-
siers kamen nicht vom Fleck. Differen-
zen um Steuerfragen hatten Rom und
Bern voneinander entfremdet, der frü-
here italienische Wirtschaftsminister
Giulio Tremonti trieb die Schweiz mit
Maximalforderungen und Blockade-
drohungen auf EU-Ebene zur Weissglut.

Mittlerweile hat man die grössten
Hindernisse aus dem Weg geräumt. Die
Schweiz wurde endlich von der 1999 er-
stellten sogenannten «schwarzen Liste»
in Steuersachen gestrichen, es wurde

ein neues Grenzgängerabkommen aus-
gehandelt, und erst vor wenigen Tagen
erhielt Bundesrat Beat Jans von sei-
nem Amtskollegen Matteo Piantedosi
die Zusage, dass Italien im Migrations-
bereich zu Gesprächen über die Wie-
deraufnahme von sogenannten Dublin-
Überstellungen bereit sei.

Melonis Gewicht

«Sandkörner» nannte Antonio Tajani
diese und weitere bilaterale Probleme
bei einem früheren Treffen mit Ignazio
Cassis.Sie sind nun beseitigt,das schwei-
zerisch-italienische Getriebe läuft wie-
der ziemlich rund. Die Schweiz habe
noch Freunde in Europa, heisst es im
Aussendepartement. Für die EU-Ver-
handlungen ist das nicht unwesentlich.

Es wird oft vergessen, dass die ersten
beiden heute so gelobten bilateralenVer-
tragspakete zwischen der Schweiz und
Brüssel nicht nur das Ergebnis harter
Verhandlungen der involvierten Diplo-
maten waren, sondern ebenso das Resul-
tat grossen Wohlwollens gegenüber der
Schweiz.In der Regel fand sich in heiklen
Momenten ein «Götti» mit Gewicht, der

ein gutes Wort für die Schweiz einlegte.
1993 war das zum Beispiel der deutsche
Bundeskanzler Helmut Kohl, der seine
europäischen Kollegen aufforderte, von
einer Bestrafung der Schweiz wegen des
Neins zum Europäischen Wirtschafts-
raum (EWR) abzusehen und in Ver-
handlungen zu treten. Und zehn Jahre
später räumte ein Italiener die Vorbe-
halte der Europäer gegen einen Beitritt
der Schweiz zumAbkommen von Schen-
gen aus dem Weg: Es war Romano Prodi,
der damalige EU-Kommissions-Präsi-
dent und frühere Regierungschef in Rom.

Tajani mag nicht deren Einfluss
haben. Aber in einem gegenüber frü-
her stark gewandelten und zunehmend
auf Eigeninteressen bedachten europäi-
schen Umfeld könnte die Unterstützung
aus Italien auf der Zielgeraden noch
von Bedeutung sein. Dies umso mehr,
als Rom auch in der eben neugewähl-
ten EU-Kommission eine zentrale Rolle
spielt: Giorgia Meloni hat mit Raffaele
Fitto eine ihrer Vertrauenspersonen ins
Vizepräsidium gehievt. Und Kommis-
sionspräsidentin Ursula von der Leyen
scheint nach wie vor stark auf die Regie-
rung in Rom zu hören.

Firmen, die pflegendeAngehörige anstellen undMarge abschöpfen, sind derzeit gross
im Trend. ANNICK RAMP / NZZ

Umstrittene Pflege von Verwandten gegen Lohn
Krankenkassen und Politiker orten grosses Missbrauchspotenzial durch neue Geschäftsmodelle von Spitex-Anbietern

HANSUELI SCHÖCHLI

Ist dem Bundesrat der Ernst der Lage
wirklich bewusst? Das fragt der Zuger
Mitte-Ständerat Peter Hegglin in einer
Interpellation, die nächste Woche im
Ständerat traktandiert ist. Hegglin bringt
mit seinem Vorstoss ein Thema auf den
Tisch, das seit einiger Zeit im Gesund-
heitswesen für Kontroversen sorgt.

Man stelle sich vor, dass eine Rent-
nerin ohne Pflegequalifikation unent-
geltlich ihren Ehemann pflegt. Plötzlich
entdeckt sie einen Weg, die Rente auf-
zubessern: Sie lässt sich von einer pri-
vaten Firma anstellen und erhält für die
Pflege ihres Mannes einen Stundenlohn
von 30 bis 40 Franken. Die Firma be-
kommt von der Krankenversicherung
für Leistungen der Grundpflege einen
Beitrag von 52.60 Franken pro Stunde.
Hinzu kommt die Restfinanzierung von
Kantonen oder Gemeinden, die oft 20
bis 30 Franken pro Stunde ausmacht. So
erhält die Firma total 70 bis 85 Franken.

Laut Hegglin schiessen derzeit Fir-
men, die pflegende Angehörige an-
stellen und einen Teil der Gelder von
Krankenkassen und Steuerzahlern als
Marge abschöpfen, «wie Pilze aus dem
Boden». Er befürchtet einen finanziel-
len «Flächenbrand». Der Krankenver-
sicherungsverband Santésuisse hat laut
eigenen Angaben rund dreissig Firmen
identifiziert, die sich auf dieses «lukra-
tive Geschäft» mit der Angehörigen-
pflege spezialisiert hätten und zum Teil
in ausländischem Besitz seien.

Kantone regeln Zulassung

Solche Spitex-Anbieter können nur bei
entsprechender Zulassung durch die
Kantone über die Krankenkassen ab-
rechnen. Selbst die auf die Grundpflege
durch Angehörige spezialisierten Anbie-
ter brauchen Fachpersonal – zur Fest-
stellung des Pflegebedarfs in jedem Ein-
zelfall sowie zur Instruktion und Über-
wachung der pflegenden Angehörigen.
Es hängt massgeblich vom Aufwand für
diese Tätigkeiten ab, wie viel von der
Bruttomarge der Anbieter netto noch
in der Kasse bleibt.

Der Trend hinterlässt zunehmend
finanzielle Spuren. Noch 2021 hatten
Abrechnungen von Firmen mit dem ge-
nannten Geschäftsmodell laut Santé-
suisse erst wenige Millionen Franken
ausgemacht, im laufenden Jahr werde
die Summe schätzungsweise schon gut
hundert Millionen Franken erreichen.
Bei fortgesetztem Trend könnten es laut
Santésuisse schon bald mehrere hundert

Millionen Franken pro Jahr sein. Der
Haupttreiber des Phänomens war ge-
mäss Beteiligten das Bundesgericht. Ein
Gerichtsurteil von 2019 hat klargestellt,
dass nach geltendem Recht Leistungen
in der Grundpflege über die Kranken-
versicherungen abgerechnet werden
können, auch wenn die Pflegeperson
keine spezielle Pflegeausbildung absol-

viert hat. Und im Mai 2024 befand das
Bundesgericht, dass das Gleiche auch
für die psychiatrische Grundpflege gilt.
Das neuere Urteil dürfte den Trend der
letzten Jahre noch verstärken.

Was zur Grundpflege gehört, ist in
der Krankenpflege-Leistungsverord-
nung des Innendepartements definiert.
Laut der Verordnung betrifft die allge-

meine Grundpflege gewisse Tätigkeiten,
welche die Patienten nicht selber aus-
führen können. Zu den genannten Tätig-
keiten gehören unter anderem Beine
einbinden, Kompressionsstrümpfe an-
legen, Betten/Lagern, Bewegungsübun-
gen, Hilfe bei der Mund- und Körper-
pflege, beim An- und Auskleiden, beim
Essen und Trinken. Zur psychiatrischen
Grundpflege gehören «Massnahmen zur
Überwachung und Unterstützung psy-
chisch kranker Personen in der grund-
legenden Alltagsbewältigung». Ge-
nannte Tätigkeiten: Erarbeitung einer
Tagesstruktur, Training zur Gestaltung
sozialer Kontakte sowie Unterstützung
beim Einsatz von Orientierungshilfen
und Sicherheitsmassnahmen.

Für Verärgerung sorgt der Trend der
letzten Jahre auch im Pflegesektor. Der
Zürcher Pflegefachmann Patrick Häs-
sig sitzt für die Grünliberalen im Natio-
nalrat und will in der Dezembersession
zwei Vorstösse zu diesem Thema einrei-
chen. Er kritisiert nicht grundsätzlich,
dass pflegende Angehörige einen Lohn
bekommen können – vor allem, wenn
sie als Folge ihrer Pflegeaufgaben ihre
Erwerbstätigkeit reduzieren müssen.
Ein Ärgernis ist es aber für ihn, wenn
Geschäftsmodelle mit pflegenden An-
gehörigen ohne Fachqualifikation auf-
grund der geltenden Tarife hohe Mar-
gen zulasten von Krankenkassen und
Steuerzahlern ermöglichen.

So will Hässig fordern, dass es bei
den Pflegegrundleistungen von Ange-
hörigen ohne Fachqualifikation tiefere
Tarife gibt. Dies zum einen wegen des
Qualifikationsunterschieds zu den Fach-
personen und zum anderen auch darum,
weil Angehörige keine Wegkosten
haben, wenn sie im gleichen Haushalt
wie die gepflegte Person wohnen. Die
Idee eines Sondertarifs entspricht auch
einem Wunsch der Krankenkassen.

Ausbildung verlangt

Auch öffentliche Spitex-Organisationen
stellen pflegende Angehörige ein. Dies
sagt der Verband Spitex Schweiz. Aber
man verlange von den Angehörigen
für die Grundpflege mindestens einen
Pflegehelferkurs oder eine gleichwertige
Ausbildung; ein solcher Kurs sei in drei
Monaten nebenamtlich absolvierbar –
mit total etwa 120 Stunden Lernzeit plus
einem zweiwöchigen Praktikum. Spitex
Schweiz fordert verbindliche Rahmen-
bedingungen für die Anstellung von
pflegenden Angehörigen – insbeson-
dere bezüglich Qualitätssicherung. Gibt
man bei einer Suchmaschine im Inter-

net die Stichworte «pflegende Angehö-
rige» ein, erscheinen zuoberst Inserate,
die mit einer Anstellung locken. Zum
Beispiel von der Firma Pflegewegweiser,
die einen Stundenlohn von brutto 37.90
Franken in Aussicht stellt. Die Firma ge-
hört zur deutschen Gruppe Entyre und
hat laut eigenen Angaben zurzeit rund
1500 pflegende Angehörige unter Ver-
trag. Von diesen hätten etwa 10 Prozent
vor der Anstellung eine Pflege-Fach-
qualifikation gehabt.

Die Firma betont, dass bei ihr im
Unterschied zu gewissen anderen An-
bietern die Angehörigen innert zwölf
Monaten nach der Anstellung einen
Pflegehelferkurs erfolgreich absolvieren
müssten; der genannte zeitliche Lern-
aufwand einschliesslich Praktikum ist
annähernd deckungsgleich mit den An-
gaben von Spitex Schweiz. Abgesehen
von den Angehörigen beschäftigt Pfle-
gewegweiser laut eigenen Angaben rund
sechzig diplomierte Pflegefachkräfte,
die regelmässig Hilfestellung leisten,
sowie zehn Fachpersonen Gesundheit.

Die Verantwortungsfrage

Die Diskussion um die Angehörigen-
pflege ruft auch nach einer breiteren
gesellschaftlichen Grundfrage – über
das Ausmass der privaten Verantwor-
tung für die Verwandtenunterstützung.
2023 verlangte ein parlamentarischer
Vorstoss, dass Betreuungsleistungen für
enge Verwandte grundsätzlich nicht ent-
schädigt werden. Der Nationalrat lehnte
den Vorstoss knapp ab. Noch hängig ist
ein weiterer Vorstoss von 2023, der die
Abrechnung von Pflegeleistungen via
obligatorische Krankenversicherung nur
mit bestimmten Vorgaben etwa bezüg-
lich Qualität zulassen will. Der Bundes-
rat hat für Mitte 2025 einen Bericht zur
Angehörigenpflege in Aussicht gestellt.
Er geht zurzeit nicht von einem dringen-
den Handlungsbedarf aus.

Laut Bundesangaben wurden 2023
in der Schweiz rund 415 000 Perso-
nen von Spitex-Anbietern gepflegt. Zu
den Anbietern gehörten 500 gemein-
nützige/öffentlichrechtliche Unterneh-
men, knapp 460 privatwirtschaftliche
Unternehmen sowie 1600 selbständige
Pflegefachleute. Die öffentlichrecht-
lichen Anbieter rechneten 2022 im Mit-
tel 47 Pflegestunden pro Patient ab, bei
den privatwirtschaftlichen Unterneh-
men waren es 104 Stunden. Gemäss
einer vom Bund bestellten Studie über-
nahmen 2017 rund 600 000 Personen
Pflege- oder sonstige Betreuungsdienste
für Nahestehende.


